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5
Deutsche Klimapolitik  
im europäischen Rahmen 

1	 So beschreibt etwa Karl Polanyi den Übergang zu einer kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsform zwar 
einerseits als bewusst politisch angestoßenes Projekt, das dann aber durch soziale und politische Dynamiken, 
Gegenbewegungen und Krisen gekennzeichnet war, die, einmal in Gang gesetzt, sich Versuchen der bewussten 
politischen Steuerung entzogen (Polanyi 1944).

2	 Der EU Green Deal zielt darauf, die Europäische Union bis 2050 klimaneutral zu machen. Er umfasst ein Bündel 
aus Gesetzesinitiativen und Strategien – insbesondere ein Klimaziel von −55 Prozent bis 2030 (Fit-for-55-Paket), 
die Ausweitung des Emissionshandels, neue Effizienzstandards, den Ausbau erneuerbarer Energien, einen CO₂-
Grenzausgleich, und den Aufbau eines sozialen Klimafonds.

3	 Das KSG legt jährliche Emissionsziele für Sektoren fest, regelt die Überprüfung durch den Expertenrat für Klimafragen 
und verpflichtet die Bundesregierung zur Nachsteuerung bei Zielverfehlungen. 

4	 Laut Simon Lammers (2023) trägt das deutsche Rahmenrecht bisher nicht in ausreichendem Maße dem Umstand 
Rechnung, „dass die nationale Energiewende in die europäische Energiewende eingebettet ist und dass die Energie-
wende mehr ist als die – wenn auch zweifelsohne grundlegende – Reduzierung der Treibhausgase.“ (Lammers 2023: 
678) Trotz dieser Defizite sieht aber auch das KSG regelmäßige Überprüfungsrunden und Maßnahmen zur Politik
planung vor.

Im Unterschied zu früheren gesellschaftlichen 
Umbrüchen, die teils auf spezifische Bereiche be-
grenzt blieben, teils ungeplant und zumeist zu gro-
ßen Teilen eigendynamisch verliefen,1 markiert die 
Klimawende ein historisch neuartiges Projekt: die 
gezielte und langfristige Transformation zentraler 
gesellschaftlicher Strukturen mit der Absicht ihres 
klimaneutralen Umbaus (WGBU 2011). Dem Staat 
und Politikprozess kommen dabei zentrale Rollen 
zu – als Steuerungsinstanzen, Arenen der Aushand-
lung von Zielen und Maßnahmen, sowie als Foren 
und Sprachrohre für öffentliche Kommunikation. 

Der Treiber ist daher breit angelegt und umfasst 
erstens klassische Klimapolitik in der Form von Re-
gierungshandeln, Gesetzen und Verordnungen, die 
unter dem Vorzeichen der Emissionsminderung 
stehen. Zweitens betrachten wir klimarelevante 
Regulierungen in anderen Politikbereichen mit mit-
telbarer Auswirkung auf die Emissionsentwicklung. 
Drittens interessiert uns die politische Klimakom-
munikation der Bundesregierung, EU-Kommission 
und Parlamente. Obgleich der Fokus dieses Treibers 
primär auf bundesdeutscher Klimapolitik liegt, be-
trachten wir hier auch Entwicklungen im Rahmen 
der EU. Diese untersuchen wir als Teil der Treiber-
dynamik, insofern sie direkte Auswirkungen auf die 
deutsche Klimawende haben.

Die Grundlage für deutsche Klimapolitik bilden 
die Langfristziele des Pariser Klimaabkommens 
(2015), konkretisiert durch europäische Ziele im 
Rahmen des EU Green Deal (2019)2 und durch das 
Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG, 2019), das neben 
Klimaschutz- und Sektorenzielen auch einen Um-
setzungsrahmen vorgibt.3 EU Green Deal und 
KSG bilden damit das Herzstück eines iterativen 
Prozesses der Politikplanung, der für die Politik 

handlungsleitend sein soll, ohne konkrete Maßnah-
men vorzugeben.4 

Maßnahmen umfassen eine breite Palette an 
rechtlichen und politischen Instrumenten, wie 
Emissionsnormen, CO₂-Steuern, Zertifikatmärkte 
wie den EU-ETS, Subventionen, Infrastrukturpla-
nung, Kennzeichnungspflichten oder Informations-
kampagnen. Indem klimapolitische Maßnahmen 
die gesellschaftliche Resonanzfähigkeit oder Trä-
gerschaft beeinflussen, entstehen Rückkopplungs-
effekte, die positiv für die Transformation genutzt 
werden können (Rosenbloom et al. 2019) oder diese 
im Gegenteil zu unterminieren drohen (Millar et al. 
2021). 

Die deutsche Klimapolitik erscheint daher lang-
fristig gekennzeichnet durch ein grundlegendes 
Spannungsverhältnis aus verbindlichen Langfrist-
zielen und unsicheren Umsetzungsdynamiken, das 
nur teilweise durch Instrumente der Politikplanung 
überbrückt oder abgefedert werden kann (Franzius 
et al. 2025). Vielmehr sind in regelmäßigen Abstän-
den konflikthafte politische Zuspitzungen erwart-
bar, wenn Zielerfordernisse und Maßnahmen zur 
Umsetzung auseinanderfallen. 

Dynamik: Wachsender Gegenwind, 
drohendes Aufweichen der Klimaziele

In unserem ersten Bericht kamen wir zu dem 
Schluss, dass in den letzten Jahren einerseits wich-
tige Weichen für die Dekarbonisierung in den Be-
reichen Energie und Industrie gestellt wurden und 
die bisherige „Umsetzungslücke“ im Klimaschutz so 
reduziert werden konnte. Demgegenüber standen 
andererseits Blockaden in den Sektoren Verkehr und 
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Gebäude, mangelnde Strukturinvestitionen und 
eine unzureichende Absicherung bisher erreichter 
konjunkturbedingter Reduktionen. Hinzu kamen 
ungünstige Kontextbedingungen, die eine Abnah-
me der Dynamik des Treibers befürchten ließen. 

Bilanz der Ampel: Zwischen Beschleunigung 
und Stillstand
Bevor wir diese Prognose prüfen, lässt sich zunächst 
festhalten, dass die Klimaschutzbilanz der Ampel-
regierung im Rückblick durchaus einige wichtige 
Fortschritte vorweisen kann. Im Zuge der verschie-
denen Maßnahmenprogramme wurde ein immer 
engmaschigeres Korsett aus politischen und recht-
lichen Instrumenten geschaffen, das Klimaschutz 
in zahlreichen Wirtschafts- und Gesellschaftsberei-
chen verankert (UBA 2025). Der Anteil erneuerbarer 
Energien an der Bruttostromerzeugung stieg deut-
lich und erreichte 2024 nach Abschaltung der letz-
ten Atomkraftwerke 54 Prozent, nach zuvor 52,5 und 
46,3 Prozent (Fraunhofer ISE 2025). Auch das Zubau-
tempo bei erneuerbaren Energien konnte nach einer 
Phase schwacher Ausbauwerte unter den Vorgän-
gerregierungen stark erhöht werden und erreichte 
bei der Photovoltaik einen neuen Rekordwert von 
16,2 GW (2023: 14,4 GW), bei der Windkraft eine 
Verdopplung auf 15 GW (2023: 7,7 GW) (Bundesnetz-
agentur 2025). Die Treibhausgasemissionen sanken 
kontinuierlich und teils sehr deutlich: Im Jahr 2024 
um 3 Prozent, in den Jahren zuvor um 10,1 Prozent 
und um 1,9 Prozent (Agora Energiewende 2025). Ins-
gesamt erreicht der Rückgang seit dem Basisjahr 
1990 damit 48 Prozent.

Allerdings entfiel ein Großteil der jüngsten 
Emissionsminderungen auf die Energiewirtschaft, 
während die Sektoren Gebäude und Verkehr ihre 
Klimaziele zum vierten beziehungsweise fünften 
Mal in Folge verfehlten (Agora Energiewende 2025). 
Der Expertenrat für Klimafragen kritisierte daher 
schon in seinem 2023er Gutachten, dass der bis-
herigen Klimapolitik ein Gesamtkonzept fehle, das 
neben der Förderung neuer Energiequellen auch 
den Rückbau des fossilen Kapitalstocks, eine Reduk-
tion klimaschädlicher Aktivitäten und eine Strate-
gie für soziale Gerechtigkeit vorsieht (ERK 2023). Die 
zentrale Bedeutung einer Behebung dieser Leerstel-
len zeigte sich zuletzt in den weiterhin schleppen-
den und teils gegenläufigen Entwicklungen in den 

Sektoren Industrie, Verkehr und Gebäude (Agora 
Energiewende 2025: 11–18) – diese besprechen wir 
auch in den Kapiteln Unternehmenshandeln und 
Konsummuster. Zudem stieg durch den Ausbau der 
Gasinfrastruktur im Zuge des Ukraine-Kriegs das 
Risiko neuer fossiler Lock-ins. Für die Absicherung 
bisheriger Reduktionen und weitere Dekarbonisie-
rungsschritte sind massive Investitionen nötig, die 
die Ampelregierung aber aufgrund ihrer Uneinigkeit 
in der zentralen Frage einer Reform der Schulden-
bremse nicht angehen konnte oder wollte (Agora 
Energiewende 2024b). 

Klimaschutz im Schatten von Zeitenwende 
und Wirtschaftskrise
Wie sind die politischen Entwicklungen seither zu 
bewerten? In der Zusammenschau zeigt sich, dass 
unsere Prognose einer abnehmenden Treiberdyna-
mik sich weitgehend bewahrheitet hat. Im bundes-
deutschen Rahmen lässt sich die Zeit seit unserer 
letzten Analyse dabei in drei Perioden einteilen: Das 
letzte Jahr der Ampel, die Bundestagswahl und die 
ersten Monate der neuen Regierung. 

Die erste dieser Perioden war gekennzeichnet durch 
zunehmende Spannungen in der Ampelkoalition, in 
denen Fragen des Umgangs mit der Schuldenbrem-
se und Maßnahmen zum Klimaschutz regelmäßig 
Gegenstand öffentlich ausgetragenen Dissenses 
wurden. Das Klimathema war auch im Zentrum ei-
ner Reihe weiterer medialer und gesellschaftlicher 
Kontroversen, etwa um die Aktionen der Letzten 
Generation, den Abschied vom Verbrennermotor, 
die Novellierung des Gebäudeenergiegesetzes (sie-
he Abb. 10, sowie auch die Box 4) und die Bauern-
proteste gegen die Streichung von Agrardieselsub-
ventionen. Insgesamt wurde der anfangs durchaus 
vorhandene klimapolitische Elan der Ampelregie-
rung so deutlich ausgebremst. Das zeigt sich auch 
in der wichtigsten gesetzgeberischen Initiative 
zum Klimaschutz in dieser Phase: Die Verabschie-
dung der von Umweltverbänden stark kritisierten 
zweiten Novelle des Klimaschutzgesetzes, die die 
verbindlichen Sektorenhöchstziele aufweicht und 
so ein wichtiges Instrument aus der Hand gibt, um 
Zielverfehlungen im Transport- und Gebäudesektor 
zu korrigieren.
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Abb. 10: Polarisierte Bundestagsdebatten zum Verbrenner-Aus (oben) und Gebäudeenergiegesetz (unten).  
(eigene Untersuchung, zur Methode siehe Teil III). 

Das obere Diagramm zeigt die Anzahl von „polarisierenden“, d. h stark polemischen, konfrontativen oder kulturkämpferi-
schen Wortmeldungen in Bundestagsdebatten zum Verbrennerverbot zwischen 20.03.2019 und 31.01.2025. Ein deutlicher 
Anstieg von Wortbeiträgen, die die Maßnahme scharf angreifen, erfolgte ab September 2020, als die AfD eine Sitzung zum 
„Verbrennerverbot“ beantragte und dieses als „absurd“ und „planwirtschaftliche Förderung von nicht wettbewerbsfähigen 
Elektroautos“ bezeichnete. Abgeordnete der CDU/CSU betonten in dieser Sitzung und später, Klimapolitik dürfe „kein Eliten-
projekt“ sein und nicht über „Verbote“ gesteuert werden. Seither wird das Thema in Bundestagsdebatten regelmäßig in stark 
konfrontativer Weise verhandelt.

Das untere Diagramm zeigt die Anzahl von „polarisierenden“ Wortmeldungen in Bundestagsdebatten zum Gebäudeenergie-
gesetz zwischen 30.01.2019 und 17.01.2024. Die GEG-Debatte zeigt erst am 15.03.2023 einen ersten markanten Höhepunkt. In 
dieser Sitzung („Freiheit statt Verbote – Den mündigen Bürger stärken“) rückte erstmals eine stark polemisierende Verbots-
Rhetorik in in den Vordergrund: CDU/CSU warfen der Ampel „Verbotspolitik“ vor, die AfD sprach von einer „totalitären Idee 
des Wirtschaftszerstörungsministers“ und einem „sozialistischen Experiment“.
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In der zweiten Periode, dem kurzen Wahlkampf zu 
Beginn des Jahres 2025, zeigte sich der Bedeutungs-
verlust des Klimathemas besonders deutlich. Wäh-
rend der „Klimawahl“ im September 2021 war Kli-
maschutz nach großen Fridays for Future Protesten, 
dem Hungerstreik der Letzten Generation und der 
Ahrtalflut noch verstärkt in den Fokus der 
Öffentlichkeit gerückt und wurde in Umfragen re-
gelmäßig als zentrales Wahlmotiv genannt. Dies 
spiegelte sich in den Wahlprogrammen wider: 
Neben den Grünen und der Linken betonten auch 
die SPD, die CDU/CSU und die FDP ihre Pläne im Be-
reich des Klimaschutzes. Bei der aktuellen Wahl 
rückten hingegen andere Themen wie die „Zeiten-
wende“ als Antwort auf neue globale Bedrohungs-
lagen, die Unterstützung der lahmenden Wirtschaft 
und die Eindämmung der Migration in den Vorder-
grund. Eine Studie des Instituts der deutschen Wirt-
schaft zeigt, dass sich die Prioritäten der Wählerin-
nen und Wähler verschoben haben (Neligan und 
Diermeier 2025): Immerhin noch jede*r Vierte er-
achtet Klimaschutz als eines der drei wichtigsten 
Themen für die Wahlentscheidung. Während 2021 
noch 76 Prozent angaben, dass sie bereit wären, für 
zukünftige Generationen ihren Konsum einzu-
schränken, sind es 2025 noch 68 Prozent. 62 Prozent 
sind der Meinung, dass Klimaschutz auch aus Grün-
den der Wohlstandserhaltung notwendig ist (2021: 
77 Prozent). Und einen Wegfall von Industriearbeits-
plätzen im Rahmen der Klimawende finden nur 
noch 31 Prozent akzeptabel – 2021 waren es 
beachtliche 44 Prozent. 

Während des Bundestagswahlkampfs wurden 
bestehende Klimaregelungen und -ziele wieder-
holt infrage gestellt, insbesondere von Vertreter*in-
nen der AfD, FDP sowie CDU/CSU. Die Union unter 
Friedrich Merz kündigte etwa an, den Heizungsge-
setz-Kompromiss sowie das geplante europaweite 
Verbrenner-Aus im Jahr 2035 zurücknehmen zu 
wollen. Laut Wahlprogramm-Check des Deutschen 
Klimakonsortiums – das die Pläne der Parteien an-
hand wissenschaftsgestützter Kriterien hinsichtlich 
ihres Beitrags zum Erreichen der Klimaziele bewer-
tet – spiegelt sich diese Verschiebung im politischen 
Diskurs auch in den Wahlprogrammen wider: Die 
Pläne der Grünen und der Linken zeigten laut dieser 

Analyse im Vergleich die höchsten Klimaambitio-
nen (siehe Abb. 11). Die Programme der Union und 
der SPD hingegen wurden in zahlreichen Punkten 
als weniger ambitioniert bewertet. Die FDP steht 
laut DKK für einen klaren Rückschritt in den meis-
ten Bereichen, ebenso das BSW, während die AfD 
Klimapolitik grundsätzlich verweigere (Santarius 
und Weissenberger 2025). 

Das Ergebnis der Wahl deutet aus Klimaschutz-
sicht daher eine Veränderung der Prioritäten von 
Wählerinnen und Wählern an, die sich auch in der 
Politik der neuen Bundesregierung niederschla-
gen dürfte: Die Grünen, deren Wahlprogramm mit 
am positivsten abschneidet, verloren rund drei 
Prozentpunkte – ein deutlicher Rückgang im Ver-
gleich zu ihrem Höhenflug 2021, als das Klimathe-
ma dominierte. Die AfD hingegen, die Klimapolitik 
rundweg ablehnt, verdoppelte ihr Ergebnis auf fast 
21 Prozent.

Die dritte Phase ist geprägt durch die Koalitions-
verhandlungen und die ersten Monate der neuen 
Bundesregierung. Insgesamt lässt sich festhalten, 
dass Klimaschutz – wie schon die Wahlprogramme 
erahnen ließen – nicht im Fokus der Koalition aus 
SPD und CDU/CSU steht. Dennoch gab es kurz nach 
der Wahl eine wichtige Maßnahme im Sinne der 
Klimawende: Noch mit den Stimmen des alten Bun-
destags wurde eine Reform der Schuldenbremse 
beschlossen, durch die Bund und Länder künftig zu-
sätzliche Ausgaben tätigen dürfen, ohne sie an die 
Schuldenbremse anzurechnen. Dies betrifft Ausga-
ben für Verteidigung und Sicherheit (ab einem Pro-
zent des BIP) sowie ein schuldenfinanziertes Son-
dervermögen in Höhe von 500 Milliarden Euro „für 
zusätzliche Investitionen in die Infrastruktur und ... 
zur Erreichung der Klimaneutralität“ (Art. 143h GG), 
von denen 100 Milliarden direkt an die Länder und 
weitere 100 Milliarden in den Klima- und Trans-
formationsfond fließen. Zustande gekommen ist 
diese Verankerung einer Klimaschutzkomponente 
insbesondere auf Druck der Grünen Partei, deren 
Abgeordnete ihre Zustimmung zu der nötigen Ver-
fassungsänderung von der Aufnahme eines Passus 
zum Klimaschutz abhängig machten.
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In der dreiseitigen Präambel des Koalitionsvertrags 
der neuen Bundesregierung5 kommt Klimaschutz 
nicht vor. Das Ziel der Klimaneutralität bis 2045 wird 
in einem eigenen Unterkapitel ab Seite 28 zwar be-
kräftigt, darüber hinaus werden jedoch kaum neue 
Impulse gesetzt. Existierende Maßnahmen zum 
Ausbau erneuerbarer Energien, zum Deutschlandti-
cket und zur CO₂-Bepreisung sollen beibehalten 
werden, außerdem soll „in begrenztem Umfang“ 
auf Emissionszertifikate aus Maßnahmen in außer-
europäischen Ländern gesetzt werden. Das Hei-
zungsgesetz in seiner jetzigen Form solle 

5	 CDU, CSU und SPD. 2025. Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD. https://www.koalitionsvertrag2025.de/

abgeschafft und durch ein neues Gesetz ersetzt 
werden (S. 24). Wichtige Sektoren wie Verkehr und 
Gebäude, in denen laut der Gutachten von UBA und 
Expertenrat dringender Handlungsbedarf besteht, 
werden nicht eingehender adressiert. Stattdessen 
enthält der Koalitionsvertrag eine Reihe von Ankün-
digungen – die Erhöhung der Pendlerpauschale, die 
Wiedereinführung der Subvention für Agrardiesel, 
die Ausweitung der Gasförderung im Inland – die 
dem Erreichen der Klimaneutralität eher entgegen-
stehen dürften. Auch von einem „Klimageld“ zum 
Ausgleich der sozialen Härten der künftigen 
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Abb. 11: Klima-Check von Wahlprogrammen des Deutschen Klima-Konsortiums. Die Abbildung zeigt die Ergebnisse einer 
Analyse der Wahlprogramme der Parteien zur Bundestagswahl 2025 durch das deutsche Klimakonsortium, durchgeführt 
durch Santarius und Weissenberger (2025)
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Ausweitung des europäischen Emissionshandels 
EU-ETS 2 auf die Sektoren Verkehr und Gebäude (ab 
2027) ist im Koalitionsvertrag nicht die Rede. 

Institutionell wurde Klimapolitik zurück in das 
Bundesumweltministerium verlagert, das von 
Carsten Schneider von der SPD geführt wird. Die 
CDU Politikerin Katherina Reiche, vormals Vor-
ständin einer Tochterfirma des Energiekonzerns 
E.ON und Lobbyistin für den Verband kommunaler 
Unternehmen, wurde Ministerin für Wirtschaft und 
Energie. Damit fallen zentrale Fragen der Energie-
wende wieder in die Zuständigkeitsbereiche unter-
schiedlicher Ressorts. Da sich Ministerin Reiche 
schon in ihren ersten Reden gegen einen „Zwang 
zur Wärmepumpe“, für „Technologieoffenheit“ und 
den zügigen Bau von Gaskraftwerken starkgemacht 
und damit existierende Maßnahmen infrage ge-
stellt hat, droht zumindest eine Phase politischer 
und regulatorischer Unsicherheit, schlimmstenfalls 
ein Rückbau bisheriger politischer und rechtlicher 
Instrumente zum Klimaschutz.6 Auch die Ankün-
digung, die Einspeisevergütung für neue Solaran-
lagen zu streichen, wurde kritisiert. So warnt etwa 
der Clean Energy Wire, dass eine solche Reform im 
aktuellen Marktumfeld neue Unsicherheiten schaf-
fen und damit den Ausbau verlangsamen dürfte.7

Europa: EU Green Deal und Taxonomie im Visier
Im Unterschied etwa zu den USA kennzeichnete die 
Klimapolitik der Europäischen Union bisher eine 
vergleichsweise große Stabilität und geringe Poli-
tisierung, die einen kontinuierlichen Aufbau von 
Institutionen und Regelungen erlaubte (Wendler 
2024). Diese Kontinuität setzte sich im letzten Jahr 
zunächst fort, sodass die umfangreichen Gesetzes-
vorhaben im Rahmen des „Fit for 55“ Pakets, das 
die Umsetzung des EU Green Deal sicherstellen 
soll, ungeachtet politischer Turbulenzen weitge-
hend abgeschlossen werden konnten. Darunter 
fällt auch die geplante Stärkung und Ausweitung 
des europäischen Emissionshandels und ein CO₂-
Grenzausgleichsmechanismus für Importe aus 
Ländern ohne vergleichbare Klimapolitik (Agora 
Energiewende 2024a: 101). 

Zudem besteht mit der Trias aus EU-Nachhal-
tigkeitstaxonomie, Sustainable Finance Disclosu-
re Regulation (SFDR) und Corporate Sustainability 
Reporting Directive (CSRD) ein integriertes Offen-
legungssystem, das Nachhaltigkeitskriterien ent-
lang der gesamten Wertschöpfungskette standar-
disiert – von der Unternehmensberichterstattung 
über die Kapitalmarktkommunikation bis hin zur 

6	 Siehe hierzu die Analyse der Pläne der Ministerin Reiche im Blog von Rico Grimm: https://www.cleantech.ing/p/die-
energiewende-prokrastination-droht-efe24dde96ce884a; 

7	 Kyllmann, Carolina. 2025. German econ min considers phasing out subsidies for new small‑scale solar PV. Clean Energy 
Wire, 12. August. Verfügbar unter: https://www.cleanenergywire.org/news/german-econ-min-considers-phasing-out-
subsidies-new-small-scale-solar-pv 

8	 Ben Mariem, Salma. 2025. Legal scholars claim EU Omnibus directive undermines sustainability rules and increases 
corporate liability risk. Jurist, 10. Mai. Verfügbar unter: https://www.jurist.org/news/2025/05/legal-scholars-claim-eu-
omnibus-directive-undermines-sustainability-rules-and-increases-corporate-liability-risk/ 

Produktbewertung (Busch 2023, Viñes Fiestas 2023). 
Dieses Regulierungspaket bildet das zentrale Rück-
grat der EU-Strategie zur Lenkung von Kapitalströ-
men in nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten.

Trotz Kritik – u. a. am Fehlen eines Ausstiegs-
plans für fossiles Gas und seiner Einstufung bzw. 
Förderung im Rahmen der EU-Taxonomie sowie des 
EU-Legislativpakets zu Wasserstoff und dekarboni-
sierten Gasen – wurden damit bedeutende Meilen-
steine erreicht.

Insbesondere seit den Europawahlen 2024 lässt 
sich aber auch in Europa ein Rückgang klimapoliti-
scher Ambition feststellen. Die neue EU-Kommission 
Von der Leyen II scheint willens, Regulierungen und 
Berichtspflichten deutlich abzuschwächen. Der im 
Januar 2025 veröffentlichte „Kompass für Wettbe-
werbsfähigkeit“ priorisiert Innovation, industrielle 
Dekarbonisierung und Sicherheit, während Klima-
schutz im politischen Fokus zurücktrat. Im Februar 
2025 legte die EU dann zwei „Omnibus-Pakete“ vor, 
die Bürokratie abbauen und den regulatorischen 
Aufwand verringern sollen. Laut Kommission könn-
ten dadurch jährlich 6,3 Milliarden Euro Verwal-
tungskosten eingespart und bis zu 50 Milliarden 
Euro für andere politische Prioritäten mobilisiert 
werden. Erklärtes Ziel ist der Abbau von Bürokratie 
und die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit euro-
päischer Unternehmen. Dazu sollen die Berichts-
pflichten der Corporate Sustainability Reporting 
Directive (CSRD) erheblich eingeschränkt werden: 
Künftig wären nur noch Unternehmen mit mehr 
als 1.000 Beschäftigten zur Offenlegung ihrer Um-
welt- und Sozialauswirkungen verpflichtet. Damit 
entzieht sich ein Großteil der europäischen Wirt-
schaft, darunter viele Firmen mit erheblichem CO₂-
Fußabdruck, einer öffentlichen Nachhaltigkeitskon-
trolle. Auch die EU-Taxonomie verliert massiv an 
Wirkung: Unternehmen mit weniger als 450 Mio. 
Euro Jahresumsatz, die bisher über 80 Prozent der 
erfassten Unternehmen ausmachen, sollen künf-
tig nicht mehr berichten müssen. Auch Klimatran-
sitionspläne müssten laut den Plänen nicht mehr 
verpflichtend umgesetzt werden. Europäische Ju-
rist*innen kritisierten in einem offenen Brief, dass 
dies die Rechtsverbindlichkeit zentraler Nachhal-
tigkeitsverpflichtungen infrage stelle und das Er-
reichen des EU-Klimaziels für 2050 untergrabe.8 
Insgesamt steht der Omnibus-Vorschlag für eine 
Abkehr von verbindlicher Klimapolitik im Namen 
der Wettbewerbsfähigkeit. 
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Vorläufige Wirkungsabschätzung

Eine zentrale Referenz für die Bewertung der 
Wirkung klimapolitischer Regulierungen in 
Deutschland bilden die Projektionsberichte des 
Umweltbundesamts (UBA) sowie die Prüfberichte 
des Expertenrats für Klimafragen. 2024 kam das 
UBA erstmals zu dem Ergebnis, dass das gesetzlich 
verankerte Ziel einer Treibhausgasminderung von 
65 Prozent bis 2030 mit den derzeitigen Maßnah-
men erreichbar sei (UBA 2024). Gleichwohl warnte 
die Behörde, dass das übergeordnete Ziel der Treib-
hausgasneutralität bis 2045 aufgrund des anhal-
tenden Rückstands in den Sektoren Verkehr und 
Gebäude nicht in Reichweite sei. Auch der Exper-
tenrat für Klimafragen stellt in seinem Prüfbericht 
zu den Projektionsdaten 2025 keine Überschreitung 
des Emissionsbudgets für 2021–2030 fest, sondern 
prognostiziert eine „ungefähre Punktlandung“ (ERK 
2025: 156). Damit entfalle zunächst die Pflicht, zu-
sätzliche Maßnahmen zur Nachsteuerung gemäß 
§ 8 Bundes-Klimaschutzgesetz (der sogenannte 
„Auslösemechanismus“) zu ergreifen.

Allerdings offenbaren die Detailanalysen meh-
rere strukturelle Defizite und Zielverfehlungen, die 
den Gesamtausblick deutlich trüben:

	▶ Verfehlung des 2030-Ziels: Die angestrebte 
65-prozentige Emissionsminderung wird 
gemäß aktualisierter Projektionen knapp 
verfehlt; erreicht werden voraussichtlich nur 
63 Prozent. Zudem wird der zwischen 2021 
und 2024 aufgebaute Emissionspuffer durch 
höhere Emissionen in der zweiten Dekade 
(2025–2030) nahezu vollständig aufgebraucht.

	▶ Strukturelle Defizite in Verkehr und Gebäuden: 
Diese beiden Sektoren verfehlen ihre Ziele wie-
derholt und signifikant. Dadurch droht auch 
eine deutliche Verfehlung der EU-Verpflichtun-
gen im Rahmen der Effort Sharing Regulation 
(ESR) – konkret ab dem Jahr 2024 bis 2030.

	▶ Belastung der EU-Bilanz: Die deutsche Ziel-
verfehlung wirkt sich spürbar negativ auf die 
gesamteuropäische Bilanz aus. Das EU-weit 
vereinbarte Ziel des Lastenausgleichs ESR von 
−40 Prozent bis 2030 wird voraussichtlich 
um zwei Prozentpunkte verfehlt, maßgeblich 
verursacht durch ein deutsches Defizit von 
rund 224 Millionen Tonnen CO₂-Äquivalenten. 
Besonders kritisch: Im Verkehrsbereich wurden 
bis heute kaum wirksame Maßnahmen verab-
schiedet, obwohl zentrale Handlungsoptionen 
längst identifiziert sind. Wird das nationale 
ESR-Ziel verfehlt, ist Deutschland verpflichtet, 
Emissionsrechte von anderen EU-Mitglied
staaten zu erwerben.9

	▶ Zielverfehlungen nach 2030: Auch über das 
Jahr 2030 hinaus sind Zielverfehlungen ab-
sehbar, insbesondere im Hinblick auf das 
Zwischenziel für 2040 und das Endziel der 

9	  In begrenztem Umfang ist auch das Vorziehen von Minderungszuteilungen für das Folgejahr möglich.

THG-Neutralität bis 2045. Verschärft wird 
diese Entwicklung durch den Landnutzungs-
sektor (LULUCF), der mittlerweile keine Netto-
Senke mehr darstellt, sondern zum Emittenten 
geworden ist.

	▶ Sektorkopplung hinkt Zielen hinterher: 
Während alle Transformationsszenarien einen 
starken Anstieg der Elektrizitätsnachfrage 
insbes. im Verkehr und Gebäuden vorsehen, 
bleibt dieser bisher aus. Eine Dekarbonisierung 
dieser Sektoren ohne Elektrifizierung (E-Autos, 
Wärmepumpen) ist aber kaum möglich. 

Das Gutachten des Expertenrats (2025) verdeutlicht, 
dass durchaus vorhandene Fortschritte hinsichtlich 
der Emissionsminderung nicht über tiefgreifende 
strukturelle Versäumnisse hinwegtäuschen dür-
fen, die die Perspektiven zukünftiger Dekarbonisie-
rungsschritte verengen. Auch die Geschwindigkeit 
der Emissionsminderungen müsse deutlich gestei-
gert werden: Diese sanken zwischen 2010 und 2019 
jährlich um rund elf Millionen Tonnen, von 2019 bis 
2023 dann im Schnitt schon 26 Millionen Tonnen. 
Um 2030 das 65-Prozent-Ziel zu schaffen, müssten 
die Emissionsminderungen aber um 39 Millionen 
Tonnen pro Jahr sinken, also etwa anderthalbmal so 
stark wie bisher.

Kontext: Wachsender Gegenwind und 
Zuspitzung von Konfliktlagen
Ob eine Schließung der identifizierten Umsetzungs-
lücke in der deutschen Klimapolitik realistisch zu 
erwarten ist, lässt sich nur auf Grundlage einer 
Zusammenschau relevanter ermöglichender und 
hemmender äußerer Bedingungen und ihrer Ent-
wicklung abschätzen. Die wichtigsten Kontext-
faktoren für die deutsche und europäische Klima-
politik haben wir im ersten Klimawende Ausblick 
(2024) identifiziert. Darunter fallen insbesondere 
Entwicklungen in der globalen Politik, Trends in 
Energietechnologien und ihren Kosten, der Aus- 
oder Abbau staatlicher Steuerungskapazitäten, so-
wie gesellschaftspolitische Konfliktlagen, mediale 
Diskurse und Fokusereignisse. Viele dieser Kontext-
bedingungen standen am Anfang der 2020er Jahre 
zeitweise günstig, verschlechterten sich jedoch seit-
dem erheblich. 

In der globalen Politik ist das Momentum der er-
folgreichen Klimakonferenz COP21 in Paris seit 2015 
inzwischen weitgehend abgeflaut. Zwar weckte der 
Beschluss eines „Übergangs weg von fossilen Brenn-
stoffen“ auf der COP28 in Dubai 2023 (CarbonBrief 
2023), sowie der 2022 in den USA verabschiedete 
Inflation Reduction Act Hoffnungen auf eine neue 
globale Ära grüner Industriepolitik (New Econo-
mics Foundation 2023). Allerdings blieb die globa-
le Nachfrage nach fossilen Energien ungebrochen. 
Zudem wurde die positive Dynamik im Zeitverlauf 
zunehmend ausgebremst durch die Zunahme geo-
politischer Spannungen, den Ausbruch von Kriegen 
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in der Ukraine und in Gaza, und die erneute Wahl 
von Donald Trump als US-Präsident. Dieser ordnete 
sogleich den Ausstieg der USA aus dem Pariser Kli-
maabkommen an, leitete die Streichung der unter 
Biden eingeführten Programme zur Finanzierung 
der Transformation ein, und stürzte die globale Kli-
mapolitik in eine tiefe Krise (siehe Treiber Globale 
Klimagovernance). 

Positiv ins Gewicht fällt im Rahmen wirtschaft-
licher Entwicklungen die starke Dynamik im Bereich 

10	 Bei Solar PV sind die Modulkosten seit Anfang 2023 halbiert worden, was zwar kurzfristig gut für die Zubaugeschwin-
digkeit ist, mittelfristig aber zu einem Kahlschlag bei den Hersteller führen könnte (REN21 2025: 30)

11	 Ember. 2025. European Electricity Review 2025. https://ember-energy.org/latest-insights/european-electricity-
review-2025/ 

12	 So rechnet etwa das Öko-Institut in seiner Studie Umweltauswirkungen künstlicher Intelligenz (2025) mit einer 
Verdoppelung des Energiebedarfs von Rechenzentren in Deutschland bis 2030: https://www.oeko.de/news/presse-
meldungen/ki-auf-kosten-des-klimaschutzes-energiebedarf-von-rechenzentren-verdoppelt-sich-bis-2030/. 

13	 Urt. v. 15.11.2023, Az. 2 BvF 1/22. 
14	 Seit der Novelle 2024 ist keine sektorspezifische Pflicht zur Nachsteuerung mehr vorgesehen. Stattdessen wird die 

Gesamtbilanz aller Sektoren betrachtet. Weichen diese in zwei aufeinanderfolgenden Jahren vom Reduktionspfad ab, 
muss die Bundesregierung ein nachsteuerndes Klimaschutzprogramm vorlegen.

der erneuerbaren Energien. Fallende Kostenkur-
ven (Abb. 12)10 bei erneuerbaren Energien und die 
Stabilisierung des europäischen CO₂-Preises auf 
einem vergleichsweise hohen Niveau von ca. 
60 – 70 Euro pro Tonne veränderten die politische 
Ökonomie der Dekarbonisierung grundlegend 
(Agora Energiewende 2024a). Als Resultat war der 
Anteil fossiler Energien am Strommix der Europäi-
schen Union im Jahr 2024 mit 29 Prozent so niedrig 
wie nie zuvor.11

Abb. 12: Kostenentwicklung bei erneuerbaren Energien. Die Abbildung zeigt die Entwicklung der Kosten (LCOE) 
verschiedener erneuerbarer Energien zwischen 2010 und 2023, laut IRENA (2024: 16)

Gleichzeitig erreichten die erneuerbaren Ener-
gien mit einem Anteil von 47,5 Prozent nahezu die 
Hälfte des Strommixes. Besonders stark war der 
Ausbau der Solarenergie, die 2024 rund 11  Prozent 
zur Stromversorgung beitrug – ein Zuwachs von 
über 21 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Windkraft 
machte etwa 17 Prozent aus, ergänzt durch Wasser-
kraft und Bioenergie. Demgegenüber steht aller-
dings ein vorhersehbarer Anstieg der Energienach-
frage durch Digitalisierung, künstliche Intelligenz 
und den Ausbau militärischer Kapazitäten.12 

In der letzten Analyseperiode wurden staat-
liche Steuerungskapazitäten für Industriepolitik 
durch das Grundsatzurteil des Bundesverfassungs-
gerichts zur Schuldenbremse13 und die Aufweichung 
der Sektorenziele des Bundes-Klimaschutzgesetzes 
beschnitten.14 In der Folge wurde die Finanzierung 
von Klimaschutzinvestitionen wieder zu einem 
politischen Konfliktfeld, und lokale Umsetzungs-
kapazitäten wurden teilweise zurückgebaut. Pro-
blematisch war auch die restriktive Auslegung der 
Defizit- und Schuldenregelungen im europäischen 
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Kontext (New Economics Foundation 2023). Hier 
ist Bewegung in die Situation gekommen: Die neue 
Bundesregierung hat im März 2025 ein umfassen-
des Schuldenpaket beschlossen, das erhebliche Aus-
wirkungen auf den Klimaschutz hat. Kernstück ist 
ein im Grundgesetz verankertes Sondervermögen 
in Höhe von 500 Milliarden Euro, das Investitionen 
in Verteidigung, Infrastruktur und Klimaneutralität 
ermöglicht. Von diesem Betrag sind 100 Milliarden 
Euro fest für den Klima- und Transformationsfonds 
(KTF) vorgesehen, der zusätzliche Maßnahmen 
zur Dekarbonisierung der Wirtschaft, zum Ausbau 
erneuerbarer Energien und zur Förderung klima-
freundlicher Technologien finanziert. 

Hinsichtlich der Resonanzfähigkeit von Klima-
schutz in der Bevölkerung, ergibt sich ein uneinheit-
liches Bild (siehe Kapitel 3.1.). Einerseits erscheint die 
grundsätzliche Zustimmung für Klimaschutz nach 
wie vor als vergleichsweise hoch und mittelfristig 
auch als weitgehend stabil. In Meinungsumfragen 
nennt eine Mehrzahl der Bundesbürger*innen den 
Klimawandel regelmäßig als eines der wichtigsten 
politischen Probleme, und befürwortet die meis-
ten Klimaschutzmaßnahmen. Allerdings ist Klima-
schutz in der relativen Wichtigkeit zuletzt deutlich 
hinter andere Themen zurückgefallen (UBA 2025, 
2023, More in Common 2024). Auch die Medienbe-
richterstattung zum Thema zeigt nach einem sehr 
starken Anstieg 2019 seit dem Sommer 2023 wieder 
eine Abnahme (Siehe Kapitel 3.1). Diese Entwicklun-
gen sind eng verknüpft mit einer Zuspitzung gesell-
schaftspolitischer Konfliktlagen rund um das Klima-
thema (Mau et al. 2023, Eversberg et al. 2024). 

Auf Ebene der Veränderung gesellschaftlicher 
Kräfteverhältnisse fällt ins Gewicht, dass soziale 
Bewegungen wie Fridays for Future und die Letzte 
Generation zuletzt zunehmend unter Druck ge
raten sind (siehe Treiber Klimabewegung). Seit 
Herbst 2023 zeugten kontroverse Debatten um 
das Gebäudeenergiegesetz, Bauernproteste gegen 
die Kürzung von Agrardieselsubventionen, und 
eine Häufung verbaler und physischer Attacken 
auf Klimaaktivist*innen von zunehmendem gesell-
schaftlichen Gegenwind gegen die Klimawende. Die 
Europa- und Landtagswahlen im Jahr 2024 führten 
zu einem Erstarken rechtsextremer Parteien mit 
anti-ökologischer Agenda. Auch Politiker*innen der 
CDU und der CSU profilierten sich vermehrt durch 
öffentliche Kritik an Klimaschutzmaßnahmen. 
Demgegenüber stehen zwar nach wie vor breite ge-
sellschaftliche Unterstützernetzwerke wie das 2007 
gegründete zivilgesellschaftliche Bündnis Klima-
Allianz Deutschland. Dennoch verengen die abneh-
mende Resonanz und Zuspitzung von Konflikten 
den gesellschaftlichen Möglichkeitsraum für Klima-
politik erheblich.

15	 CEPS, The EU’s sustainability rollback is a retreat disguised as simplification, 27.2.2025, URL: https://www.ceps.eu/the-
eus-sustainability-rollback-is-a-retreat-disguised-as-simplification/ 

Hinzu kommt ein deutlich zu beobachtende 
Diskursverschiebung: Während Klimaschutz und 
die Bewältigung der Klimakrise nach 2019 zentrale 
Themen politischer und medialer Debatten waren, 
dominieren inzwischen andere Schlagworte wie 
Verteidigung, Wettbewerbsfähigkeit und Büro-
kratieabbau die Agenda. Diese Verschiebung zeigt 
sich besonders deutlich auf europäischer Ebene: 
Die Kommission bewirbt ihre jüngsten Gesetzes-
initiativen – etwa das sogenannte „EU-Omnibus“-
Paket – als Vereinfachung und Bürokratieabbau. 
Kritiker*innen warnen vor einem „als Vereinfachung 
getarnten Nachhaltigkeitsabbau“15. Maßnahmen 
wie die Verwässerung von Berichtspflichten oder 
die Aufweichung von Klimazielen zugunsten unter-
nehmerischer Entlastung markieren einen diskursi-
ven und politischen Paradigmenwechsel. Befeuert 
wird diese Entwicklung auch aus den USA, wo die 
zweite Präsidentschaft von Donald Trump unter 
dem Thema der Energy Dominance steht und eine 
uneingeschränkte Förderung aller verfügbarer Ener-
giequellen in einem globalen Wettrennen um die 
Vorherrschaft im Bereich der künstlichen Intelligenz 
propagiert. 

Zuletzt bleibt anzumerken, dass zwei anstehen-
de politische Ereignisse Gelegenheiten für klimapo-
litisches Agenda-Setting bieten: Dazu zählt erstens 
die COP30 in Belém in Brasilien, die im Gegensatz 
zur letzten Klimakonferenz im Erdölstaat Aserbaid-
schan wieder Anlass für positive Berichterstattung 
zu Klimathemen bieten könnte, sowie die Debat-
te rund um das neue Klimaschutzprogramm, das 
laut Bundes-Klimaschutzgesetz spätestens zwölf 
Monate nach Beginn einer Legislaturperiode vorge-
legt werden muss.
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Dynamik Kontextbedingungen
 Emissionen rückläufig, 
mögliche Punktlandung zu 
2030, aber weiterhin 
Ziellücke zu 2045

 Starke Dynamik bei 
Erneuerbaren 

 Stillstand bei Verkehr und 
Gebäuden 

 „EU-Omnibus“ zur 
Aufweichung von Berichts-
pflichten für Unternehmen

 Angekündigte Rücknahmen 
wichtiger Klimaregulierun-
gen

 Klima nicht zentral in 
Koalitionsvertrag

 Fehlendes soziales Korrektiv 
beim Klimaschutz

Globale Politik  Weltpolitische Konflikte und Stillstand in der 
globalen Klimapolitik
 Klimapolitischer Rückbau in den USA

Politische 
Ökonomie

 Kostensenkungen bei erneuerbaren Energien
 Kommende Ausweitung des EU-ETS 
 Steigender Energiebedarf durch Aufrüstung, 
Digitalisierung, künstliche Intelligenz

Staatskapazität  Schuldenpaket mit Klimaschutzkomponente
 Fehlende Verbindlichkeit der Sektorenziele  
im Bundes-Klimaschutzgesetz
 Klimaschutz wieder aufgeteilt zwischen 
Umwelt- und Wirtschaftsministerium, verliert 
an Gewicht 

Resonanz  weiter breite grundsätzliche Unterstützung für 
Klimaschutz
 starke Abnahme der Zustimmung unter 
Jugendlichen, in einigen Regionen und sozialen 
Gruppen
 Abnahme der medialen Aufmerksamkeit  
für Klima 
 Fehlender sozialer Ausgleich in der Umsetzung

Kräfteverhältnisse  Krise der Klimabewegung
 Bundestagswahl schwächt Klimaschutz
 Neue Regierung ohne klimapolitisches Profil

Fokusereignisse  COP30 in Belém bietet Potential für mediales 
und politisches Agenda-Setting
 Debatte über neues Klimaschutzprogramm 

Erklärung: Unterstützende Dynamiken und Kontextbedingungen kennzeichnen wir mit  , stark unterstützende mit 
 , gleichbleibende mit  . Analog gehen wir vor für hemmende Dynamiken und Bedingungen   /  .

Tabelle 3: Entwicklungen in Dynamik und Kontextbedingungen von deutscher Klimapolitik
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Bewertung: Ein steigendes Risiko 
klimapolitischer Rückschritte

Der Treiber deutsche Klimapolitik im europäischen 
Rahmen trägt aktuell teilweise zur Klimawende in 
Deutschland bei, allerdings bestehen erhebliche Um­
setzungslücken, die behoben werden müssten, wenn 
Deutschland seine Klimaziele einhalten soll. Aktuelle 
Kontextbedingungen lassen aber keine rasche Be­
hebung der strukturellen Versäumnisse und keine 
Beschleunigung der Minderungsraten erwarten. Sie 
weisen im Gegenteil auf das steigende Risiko klima­
politischer Rückschritte hin. 

Vordergründig zeigt sich zunächst ein ambiva-
lentes Bild: Während klimapolitische Ambitionen 
auf deutscher und europäischer Ebene ins Stocken 
geraten, treiben existierende Regulierungen, sowie 
Kostensenkungen im Bereich der Erneuerbaren – 
den Umbau der Energieversorgung voran. Diese 
Dynamik birgt Chancen, sie provoziert aber auch 
neue soziale Konfliktlinien. 

Das geplante Schuldenpaket der Bundesregie
rung eröffnet prinzipiell neue fiskalische Spiel-
räume, auch für überfällige Investitionen in eine 
klimafreundliche Infrastruktur. Doch angesichts 
wachsender sicherheits- und wirtschaftspolitischer 
Prioritäten, etwa infolge der Zeitenwende und des 
avisierten 5 Prozent-Ziels für Verteidigungsaus
gaben im Rahmen der NATO, ist zu erwarten, dass 
erheblicher Verteilungsdruck auf diese Mittel ent-
stehen wird. Ohne gezielten gesellschaftlichen 
Druck ist es daher kaum wahrscheinlich, dass 
Klimainvestitionen politisch durchgesetzt werden.

Besonders besorgniserregend ist in diesem 
Zusammenhang, dass die aktive Trägerschaft 
durch soziale Bewegungen zuletzt deutlich zurück
gegangen ist – messbar etwa an der sinkenden 
Mobilisierungskraft von Demonstrationen oder an 
der geringeren Präsenz in öffentlichen Debatten. 
Diese Entwicklung schwächt das gesellschaf
liche Rückgrat ambitionierter Klimapolitik. Hinzu 
kommt: Wo die Transformation nicht unter Be-
rücksichtigung von Verteilungswirkungen und ge-
sellschaftlicher Teilhabe gestaltet wird, formieren 
sich Gegenbewegungen. Ohne ein klares soziales 
Korrektiv droht die gesellschaftliche Akzeptanz zen-
traler Maßnahmen zu erodieren.

Zunehmende soziale Schieflagen 
Ein zentrales Versäumnis ist in dieser Hinsicht, dass 
im Koalitionsvertrag der neuen Regierung jeder 
Hinweis auf ein Klimageld oder einen ähnlichen so-
zialen Ausgleichsmechanismus fehlt, der die erwar-
teten Mehrbelastungen durch die Ausweitung des 
EU-Emissionshandels (EU-ETS 2) auf die Sektoren 
Gebäude und Verkehr ab dem Jahr 2027 abfedern 
könnte. Damit fehlt ausgerechnet in einem beson-
ders sensiblen Bereich eine zentrale Stellschraube 
für sozialen Ausgleich und Akzeptanzsicherung. 
Politisch könnte das bedeuten, dass Klimaschutz 
künftig noch schärfer als Verteilungskampf ausge-
fochten wird, und dass die Klimawende noch stärker 

als ideologisch getriebenes Elitenprojekt auf Kosten 
der einfachen Bürger dargestellt werden könnte.

In diesem Sinne könnten auch die fälligen Zah-
lungen für die absehbare Verfehlung des nationalen 
Ziels im Rahmen des europäischen Lastenausgleichs 
der Klimawende in Deutschland mittelfristig scha-
den. Solche „Strafzahlungen“ könnten leicht poli-
tisch skandalisiert und instrumentalisiert werden.

In der Summe erwarten wir daher, dass beste-
hende Umsetzungslücken in der Klimapolitik sich 
mittelfristig noch weiter vergrößern. Da angesichts 
dieser Zielverfehlung der rechtliche und politische 
Handlungsdruck steigt, zugleich aber die unglei-
chen Verteilungswirkungen der Klimawende sicht-
barer werden, dürften Konflikte rund um das Klima-
thema in nächster Zeit zunehmen. Damit steigt die 
Gefahr von Blockade- und Eskalationskaskaden aus 
Zielverfehlung, sozial unausgewogener Nachsteue-
rung, Backlash und Resonanzverlust – der wiede-
rum zur weiteren Verzögerung der Klimawende 
instrumentalisiert werden kann. Solche Kaskaden 
könnten im Ergebnis zu größeren gesellschaftlichen 
Verwerfungen und klimapolitischen Rückschritten 
führen. 

Wechselwirkungen 
Der Treiber deutsche Klimapolitik im europäischen 
Rahmen stellt einen zentralen Schlüsselprozess 
der Klimawende dar, der nahezu alle anderen 
Treiber beeinflusst. Umgekehrt steht der politi-
sche Prozess auch im Fokus von gesellschaftlichen 
Mobilisierungen durch Klimaaktivist*innen und 
Gegner*innen von Maßnahmen, von rechtlichen 
Strategien in der Form von Klimaklagen, und von 
Lobbying durch Umwelt- und Unternehmens- und 
Verbraucherverbände. 

Nicht emissionsbezogene Wirkungen von Kli-
mapolitik umfassen vor allem rechtliche, institu-
tionelle, finanzielle und diskursive Effekte. Rah-
mengesetzgebungen wie der EU Green Deal und 
das Bundes-Klimaschutzgesetz haben sich in den 
letzten Jahren als zentrales Instrument der Trans-
formation etabliert – weniger durch unmittelba-
re Verpflichtungen als durch die Etablierung von 
Verfahren, Fristen und politischen Rechenschafts-
strukturen. Damit verbunden sind zunächst neue 
Rechtsgrundlagen und rechtliche Möglichkeiten 
für Klimaklagen. Der Trend zu rahmensetzender 
Gesetzgebung erklärt sich außerdem durch ihre 
Zukunftsoffenheit: Sie bindet sich nicht an kon-
krete technische Lösungen, sondern schafft einen 
prozeduralen Rahmen, in dem Akteur*innen zu-
künftig agieren können. Die transformative Kraft 
solcher Regelwerke hängt daher wesentlich von 
der Fähigkeit der politischen und gesellschaftlichen 
Akteure ab, diese Verfahren auch zu nutzen. Klima-
recht wird so zu einem dynamisierenden Faktor der 
Transformation: Es verankert langfristige Ziele über 
Wahlperioden hinweg und schafft neue rechtliche 
Ressourcen, auf die Bewegungen, Gerichte, Verwal-
tungen und Parlamente zurückgreifen können.
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Darüber hinaus beeinflusst Klimapolitik die 
Klimawende durch Förderprogramme, so etwa die 
kommunale Klimapolitik durch die Mittel der Natio-
nalen Klimaschutzinitiative, sowie Unternehmens-
handeln durch Hilfen für Transformationspläne, 
Carbon Contracts for Difference (CCfDs), Subven-
tionen und Finanzhilfen im Rahmen des Klima- und 
Transformationsfonds und der Bundesförderung für 
Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft 
(EEW), und regionale Strukturhilfen aus dem Just 
Transition Fund (JTF) der EU. 

Die Auseinandersetzungen um das Gebäude-
energiegesetz und die Agrardieselförderung im 
Jahr 2024 haben jedoch auch deutlich gemacht, 
dass selbst ambitionierte Regelwerke ihre Wir-
kung verlieren, wenn die politische Kommunikation 
scheitert. Unabhängig von der Angemessenheit 
der Maßnahmen im Einzelnen untergräbt ein Man-
gel an Klarheit und strategischer Kommunikation 
die gesellschaftliche Unterstützung für die Klima-
wende. So brach der Absatz von Wärmepumpen 
im Jahr 2024 im Vergleich zum Vorjahr dramatisch 
ein – von 356.000 auf 193.000 Geräte.16 Die politi-
sche Unsicherheit, befeuert durch widersprüchli-
che Aussagen aus Reihen der Regierungskoalition 
sowohl im Wahlkampf als auch nach Amtsantritt, 
etwa zum Gebäudeenergiegesetz oder zum Ver-
brenner-Aus, führte zu einem Vertrauensverlust, 
der sich in abnehmender Investitionsbereitschaft 
bei Bürger*innen und Unternehmen niederschlug. 

Ein differenzierteres Bild ergibt sich im Bereich 
der Bürgerenergie. Energiegenossenschaften haben 
eine zentrale Rolle in der ersten Phase der Energie-
wende gespielt, dabei waren allerdings insbesonde-
re einkommensstärkere Haushalte involviert (Radt-
ke 2016, Mono 2018). Die Ampel-Regierung kündigte 
an, diese Beteiligungsform stärker zu fördern und 
für breitere Bevölkerungsgruppen zu öffnen. Tat-
sächlich führte dies im Wärmebereich zu Neugrün-
dungen. Im Stromsektor hingegen kam die Dyna-
mik nahezu zum Erliegen – nicht zuletzt infolge von 
Maßnahmen aus dem sogenannten Wachstumspa-
ket 2024, etwa der Absenkung der Direktvermark-
tungsgrenze und der Einspeisevergütung bei ne-
gativen Strompreisen. So wurden im EEG 2023 die 
Anforderungen an Bürgerenergiegesellschaften ver-
schärft (z. B. Mindestmitgliederanzahl von 10 auf 50 
natürliche Personen). Auch die neue Legaldefinition 
von Bürgerenergiegesellschaften wird als zu res-
triktiv und wenig praxistauglich kritisiert.17 Es bleibt 

16	 Bundesverband Wärmepumpe (2025): „Wärmepumpen: Markt geht auf 193.000 Geräte zurück, aber Vertrauen in die 
Förderung steigt“. Bundesverband Wärmepumpe.

17	 Vgl. die Stellungnahme des Bundesverbands WindEnergie von September 2024, „Novellierung EnWG/EEG“, https://
www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/publikationen-oeffentlich/themen/04-politische-arbeit/01-
gesetzgebung/20240910_BWE-Stellungnahme_EEG_EnWG_Referentenentwurf.pdf, S.17–19.

18	 Holger Von Prittwitz‘s (1990) These zum „Katastrophenparadox“ in der Umweltpolitik besagt, dass die Interessen in 
dem Bereich zumeist asymmetrisch sind: Gut organisierten Interessen auf der Verursacherseite von Umweltproble-
men stehen i.d.R. diffuse, schlecht organisierte Interessen auf Seite der Betroffenen gegenüber. Umso wichtiger ist es 
für erfolgreiche Umweltpolitik, so von Prittwitz, sich auf der Betroffenenseite zu organisieren und breite Allianzen aus 
Bewegungen, Zivilgesellschaft und Politik zu bilden.

abzuwarten, ob und wie die neue Bundesregierung 
in diesem Bereich neue Impulse setzt. 

Klimapolitik beeinflusst außerdem die gesell-
schaftliche Resonanz und Trägerschaft der Klima-
wende. So wurde es etwa versäumt, sozial flankie-
rende Maßnahmen für die Klimawende wie das 
lange angekündigte Klimageld umzusetzen, womit 
letztlich eine Erosion der gesellschaftlichen Reso-
nanz in Kauf genommen wird. Stattdessen wurden 
durch das massive sicherheitspolitische Vorgehen 
gegen die Klimabewegung etwa in Lützerath die 
Möglichkeit versäumt, auf eine breite gesellschaft-
liche Allianz für schnelle und tiefe Dekarbonisie-
rung hinzuarbeiten, die neben Politik und Umwelt-
verbänden auch Bewegungsakteure einschließt.18 
Ohne breite Allianzen erscheint eine umfassende 
Klimawende aber kaum realisierbar.

Handlungsoptionen

Mit Blick auf mögliche Interventionspunkte rückt 
zunächst die internationale Bühne in den Fokus: Die 
UN-Klimakonferenz COP30 im brasilianischen Be-
lém bietet im Jahr 2025 die Gelegenheit für mediale 
Sichtbarkeit und klimapolitisches Agenda-Setting 
auch in Deutschland. 

Auf europäischer Ebene eröffnet die geplante 
Einführung des neuen Emissionshandelssystems 
für Gebäude und Verkehr (ETS 2) im Jahr 2027 ein 
kritisches Zeitfenster. Die sozial-ökonomischen 
Auswirkungen dieser Maßnahme auf Mobilität, 
Wohnen und Alltagskosten machen die Notwen-
digkeit flankierender sozialer Ausgleichsmecha-
nismen besonders deutlich. Eine vorausschauen-
de Gestaltung der Rückverteilungsmechanismen 
– etwa durch einkommensabhängige Rückver
gütungen („Klimageld“) – könnte nicht nur sozialen 
Ausgleich schaffen, sondern auch das Vertrauen in 
die Klimapolitik stärken und ihre gesellschaftliche 
Tragfähigkeit erhöhen. 

Auf nationaler Ebene ergibt sich mit der im 
Klimaschutzgesetz (§9) verankerten Pflicht, inner-
halb von 12 Monaten einer neuen Legislatur ein 
Klimaschutzprogramm vorzulegen, eine Gelegen-
heit zur politischen Thematisierung und Mobili-
sierung rund um Fragen des Klimaschutzes. Dieses 
Programm muss nicht nur die Ziele für 2040 ad-
ressieren, sondern auch die Sektoren Landnutzung 
(LULUCF) und technische Senken einbeziehen – zwei 
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bislang strukturell unterbelichtete Handlungsfelder 
der Klimapolitik.

Im Rahmen sektorspezifischer Maßnahmen 
sollte insbesondere die Verkehrswende angegan-
gen werden. Dabei können bekannte Handlungsop-
tionen zur Anwendung kommen – etwa ein Abbau 
fossiler Subventionen, eine konsequente Förderung 
alternativer Antriebe und des öffentlichen Nah- und 
Fernverkehrs, sowie eine Reform der Dienstwagen-
besteuerung. Für Verkehr wie auch Wärme sind zu-
dem Maßnahmen zur Elektrifizierung zentral.

Ein zentraler Hebel zur Förderung von Bürger-
energie und lokaler Wertschöpfung für die kommu-
nale Klimawende wäre eine konsequente Förderung 
von Energy Sharing. Dies wird im neuen Koalitions-
vertrag zwar als Ziel genannt, die Umsetzung ist 
bisher aber unklar. 

Schließlich sollte zur erfolgreichen Umsetzung 
der Klimawende der Prozess der Politikplanung 
und damit die institutionelle Kapazität der Bundes-
regierung gestärkt werden. Dazu empfiehlt etwa 
der Expertenrat für Klimafragen das Vorziehen der 
Sperrfristen bei absehbaren Zielverfehlungen sowie 
die Einführung eines neuen Auslösemechanismus 
mit Bezug zum Ziel der THG-Neutralität, beispiels-
weise ab dem Jahr 2030 (ERK 2025: 24). Dies hätte 
zur Folge, dass die Planbarkeit für wirtschaftliche 
Akteure und Konsument*innen erhöht würde und 
die Mobilisierungspotentiale der Zivilgesellschaft 
genutzt werden könnten, um frühzeitig Zielverfeh-
lungen zu korrigieren, und damit drohende Blocka-
de- und Eskalationskaskaden zu durchbrechen.

Autor*innen:  
Stefan C. Aykut und Aitana Mollyk
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